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sergeregelt werden.33) Ein außerhalb der Satzung ge­
regeltes Zustimmungsrecht hätte nur schuldrecht­
lichen Charakter und würde bei Missachtung die 
Parcizipationskaphalgebcr zur elre.ndmachung von 
Ersaczansprücheu, nicht aber zur ßeschlu sanfech­
rung legitimieren. Vor allem aber wird die 'Wirksam­
keit eines Hauptversammlungsbeschlusses durch das 
Missachten eines schuldrechtlichen Zustimmungs­
rechts nicht berührt.34) 

Abgesehen davon erscheint es generell fragli,ch, ob 
selbsr in der Sarzung den Partizipationskapitalgebern 
ei n generelles Stimmrecht oder zumindest ein 
Stimmrecht b •i Be chli.is en, die ihre Redmsrellung 
direkt oder indirekt berühren, eingeräumt werden 
kann. Ein solches Recht würde die Trennung zu 
stimmrechtslosen Vorzugsaktien gänzlich beseitigen 

33) Vgl zu Regelungen des Stimmrechts allg OGH 30. 8. 2000, 6 Ob 
167/00b; Schopper in jabornegg!Strasser, AktG5 § 12 Rz 4ff; ]ankl 
Weiler in Hausmaninger/Gmtzll]ustich, Handbuch zur Aktiengesell­
schaft Rz 4/100 f. 

34) Vgl auch Heider in MünchKomm AktG3 § 12 Rz 22; Schopper in 
]abornegg!Strasser, AktG5 § 12 Rz 28 f; Koch in Hiiffir, AkrG" 
(2014) § 133 Rz 26. 

und damit auch einen Widerspruch zur umfänglich 
begrenzten Möglichkeit zur Emission von rimm­
redltslosen Vorzugsaktien gern § 12 a Ab 2 Satz I 
Ak.tG provozieren.-'5) Auch würde ein olches 

timmrecbr die zwingenden Rechte de.r Aktionär 
über das gesealich zuläss.ige Au mal~ hinaus verwäs­
sern, was auch nach der OGH-E 6 Ob 28/13 f:l6) 

nicht zulässig istY) 

35) Zur Nähe von Partizipationskapital und stimmrechtlosen Vorzugak­
tien s nur ErläurRV 1130 BlgNR 23. GP 130; Nagele/Lux in jabor-
7/egg/Strasm; AktG5 § 174 Rz 55; OGH 29. 4. 2014, 2 Ob 84/ 
13m; vgl auch Habersack in MünchKomm AktG3 § 221 Rz 125. 

36) OGH 8. 5. 2013, 6 Ob 28/13fNZ 2013, 220 = GesRZ 2013, 189 
(Kal.rs/Win11er. Judikaturübersicht) = GesRZ 2013, 212 (Schopper) = 

GES 20 13, 346 = wbl2013, 528 = Edelman7l, ecolex 2013, 706 = eco­
lex 2013, 709 = Schörghofer/Gruber, ecolex 2013, 798 = RWZ 2013, 
283 (Wenger) = RdW 2013, 460 = AnwBI2013, 624 = Gruber/Foglar­
Deinhardstein, GesRZ 2014, 73 = Bmgge~; NZ 2014, 145; vgl auch 
Kal.rs/Fleischer, Neues zur Lockerung der Satzungsstrenge bei nicht 
börsennotierten Aktiengesellschaften, AG 2013, 693. 

37) Zu möglichen zulässigen Gestaltungsmöglichkeiten in Hinblick auf 
Stimm- und Mitwirkungsrechte nach dieser Entscheidung s Gruberl 
Foglar-Deinhardstein, Satzungsstrenge und neue Spielräume für "au­
tonome" Satzungsbestimmungen, GesRZ 2014, 80f. 

SCHLUSSSTRICH -, 

• PartizipationskapitaLgeber nelmum am lau- Großteil der vorhandenen Rücklagen au.fzu- I 
fonden Verlust einer AktiengeselLschaft auch lösen. Diese Rücklagenauj/.üsrmgspjlicht gilt 
im Wege eitler nominellen Kafritalherabset- nach Ansicht des OGH auch analog for die 
zung teil. Nach Ak'titmrecbt ist die Zustim- bankaufsichtsrechtliche Haftrücklage gem 
mung der Partizipationskapitalgeber zu die- §57 Abs 5 BWG (bzw § 23 Abs 6 BWG 
sem Beschluss nicht e1forderlich. Wild den aF). Diese Rücklage ist uE nicht zur Gänze 
Partizipatio1iskapitalgcbern ein schuldrecht- aufZulösen, sondern nur bis zur 1 %-Grenze 
liches Zustimmungsrecht eingeräumt und ver- des§ 57 Abs 5 BWG. Die jeweiligen Rückla-
stößt der Hauptversammlungsbeschluss da- gen dii.Jfen unabhängig vominar~der bis zur 
gegen, so berührt es die Wirksamkeit des Be- jeweiligen MnximttU9öhe stehen gelassen Wer-
schlusses nicht. Es erscheint darüber hinaus den. Dnher müssen im Vo1feld einer verein-
generell fraglich, ob den Zeichnern von Parti- fachten Kapitalherabsetzung die gebundenen 
zipatiomltapital in der Satzung ein verbands- Rücklagen gem § 229 UGB bis zur 10%-
rechtliches Zustimmungsrecht eingeräumt Grenze des § 183 AktG und die bankauf 
werden kann. sichtsrechtliche Haftrücklage bis zur 1 %-

• Bevor das Grundkapital vereinfacht herabge- Grenze des § 57 Abs 5 BWG aufielöst wcr-L setzt werden darf, ist gem § 183 AktG der den. __j 

RECHTSPRECHUNG 

Grenzüberschreitende Verlegung des Satzungssitzes 
1. Gesellschaften, die nach dem Recht eines anderen 
EWR-Vertragsstaats gegründet wurden, können sich 
in eine österr Gesellschaft identitätswahrend umwan­
deln, wenn zugleich der Verwaltungssitz nach Öster­
reich verlegt wird, die Gesellschaft sämtliche Voraus­
setzungen erfüllt, die nach dem Recht des Wegzugs­
staats für eine solche Umwandlung bestehen und die 
Gesellschaft die Anforderungen an eine österr Gesell­
schaft (insb in Bezug auf Satzung, Kapitalausstat­
tung, Organbeserzung) erfüllr. 

2. Dies g.ilr auch fü1· eine OG oder KG . 
3. Weitere Vorau serzung der Si['t.verlegung einer 

au ländischen ese.llscbafr nach Ösrerreid1 ist, dass 

die Herkunftsrechtsordnung eine derartige Sitzverle­
gung ohne Liquidation zulässt. 

Die D*S.A.S. ist eine Societd in accomandita semplice, 
eine Personengesellschaft nach italienischem Recht. Sie 
ist beim Unternehmensregisteramt bei der Kammer 
fiir HandeL Tndustrie Handwerk und Landwirtschaft 
(. . .) von NeapeL (. . .) eingetragen. Der Gesellschafter 
U*f" haftet unbeschränkt, die ?"vt:rwaltung KG haftet 
nur mit ihrem Geschäftsanteil. 

Die Gesellschafter der D*S.A.S. beschlossen am 
11. 4. 2013 die Verlegung des Gesellschaftssitzes von 
"*"nach"** (Österreich)·: ie änderten den den GeseLL-



b 

schaftssitz rugelnden Art 2 des Geseilsch~svertrag~ ~nd 
gabm in ihrem ßeschtuss v 11. 4. 2013 dze aktualmerte 
Fammg des Cese!ls,·hrtßsvertrtlg.> unter Berücksichtigung 
dieser Andenmg sowie eines ebenfalls vereinbarten Ver­
kauft eines Ges,·hliftsanteils des CF'! ·an der D* S.A.S. 
m1 dir: rverwaittmg KG wiede':· Art 3 des Gesellschafts­
vertrag.> nimmt erkenn.bt7r auf italienische Gesetze Be-

zug. ' . L' . l R . ' .. ,, Der tJorgetegte tta wmcrJe egtStemuszug entiJat• 
unter der Oberschrift., 'taws Aktivität': clie Eintragung: 
U neernehmen inaktiv" und unter der Oberschrift "Auf 

;chiebende Bcdingrmgrm "folgende Eintragung: "Mit no­
ttzrieller Urkm1de des Notars A'* vom 11. 4. 2013 wurde 
der Gesel!schnfositz verlegt nach (Osterreich)." 

Am 5. 8. 2013 beantragte U*l -als geschäftsführen­
der Komplementär der D S.A.. . injolge Sitzverlegung 
der Gesellschaft die Eintragung der D KG als Rechts­
nru·~folgerin der D* S.A.S. mit dem it:z in der Ge­
meir,de K* und der Geschii.fottnschrifi sowie die weite­
nm irl den.§§ 3, 4 FBG 11orgeschenen Eintmgtmgen in 
dllS PB. E1· bringt vor, die Liegemchafi stehe in seinem 
sozuie im. Eigerrtum der D J<G. Die Verlegung des Ge­
schiiftssitzes erfolge JZm einer VerLegmzg sämtlicher 
A~·tivitäten nach Ostm·eich. Es sei nich.t mtr seine 
Wohnsitznahme in Österreich, sondern auch eine Kon­
zentration sämtlicher Gesellschaften in *geplant. Er be­
flbsichtige, nflchhaftig aufunbestimmte Zeit im iisterrei­
chisdJen fmmobilienmadet zu investieren. Der Geselt­
schaftssitz in vet:fii.ge über Bii.t·m·äume und Einrich­
tung. Die Entscheidungen der Unternehmemleit:ung 
sollten hier r:Jjektiv umgesetzt werden. Die Gesellschaft 
werde somit ibre wirtschaftliche Tätigluit mitr.els fester 
Einrichttmg rm ibrem Stttzzmg.r- und Verwalttmgssitz 
irr Osterreich ausiiben. Die Funktionsweise der D 
S.A.S. solle in der J:.olge nach österr Recht geregelt wer­
den. Die Gesellschaft 11er/ege d.aher sowohl ihren Sat­
mmgs- als auch ihren Verwalttmgssit:z von Italien nach 
Osterreich unter Wechsel des rmwendbaren Rechts und 
Umwandlung in die KG. Die tttzung sei mit Beschluss 
v 11. 4. 2013 den. formellen und materiellen Mindest­
mifordenmgen des österr Rechts angepasst worden. Die 
beabsichtigte FttSsung des Gesellschafovertrags nach 
Durchfi~hn.mg der Sitzverlegung sehe d-eshalb in Art 2 
den Geschäftssitz in mit der Geschäftsanschrift sowie 
die entsprechende Anderung der Firma in D fl, G vor. 
Das Unternehmensregister Neapel habe die Zuliissigke-it 
der atzun~·ändemng nach italienischem Recht festge­
stellt und werde die Sitzverlegung eintragen, sobald 
diese im östen· FE einget7·tJgen sei. Das Unternehmens­
register Neapel bescheinige d.er Gesellschaft dttSs die In­
t~ressen der GLäubiger und sonstigen Forderungsbcrech­
tt.gtm einschließlich der ifjfontlich rechtlichen Körper­
schaften angemessen gesdn'it:zt seien und dem Wegzug 
tlltS Italien keine zwingenden rechtlichen Gründe entge­
genstehen. 

Die D KG bet'iefsich aufdie Niederlasm.ng.rßeiheit 
w~d die Zulässigkeh der begehrten Eintragung im Fli.n­
bilck auf die E des EuGH v 12. 7. 2012, C-378110, 
V11. /e, nnd 11 16. 12. 2008, C-21 0106, Cartesio. 

Aus der Begründung: 
1
·1· Unter "grenzüberschreitender Satzungssitzverle­
~ng" ist ein Vorgang zu verstehen, der durch einen 

echsel des anwendbaren Gesellschaftsrechts in ei-

nem geordneten Verfahren gekennzeichnet ist, in 
de sen Zuge e imb zu einer Löschtmg der Gesell­
schaft im Register des Wegzug staar und zu einer 
Neuein tragung der Gesellschaft im Regi rer des Zu­
zugsstaars kommt und bei dem insge runt die Iden­
ti tät der Gesellschafe vergleichbar einer fo rmwech­
selnden Umwandlung im nationalen Recht gewahrt 
bleibt, wa insb bedeutet, da es z.u keiner Oberrra­
gung des Gesellschaftsvermögens kommt und die 
Mitgliedschaftsrechte wenn auch regelmäßig mit 
verändertem Gehalt aufrecht bleiben (Eckert in 
Kalss, Verschmelzung Spaltung Umwandlung2 EU 
VerschG Vor§ 1 Rz 51). 

1.2. Im Europäischen Gemeinschaft recht gibr es 
bislang keine I egehmg zur grenzüber ehreirenden 
Verlegung des arzungs itze von esellschaften 
ohne Erfordernis einer Liquidarion un d N eugrun­
dung. Eine geplante Richtlinie über die grenzüber­
schreitende Sitzverlegung wurde nicht realisiert 
( ... ). 

2.1. In der E v 16. 12. 2008, C 210/06, Cartesio 
hatte der EuGH den Fall einer in der Rechtsform ei­
ner KG nach ungarischem Recht gegründeten Ge­
sellschaft zu beurteilen, die beim Handelsregisterge­
richt beantragt hatte, die Verlegung ihres Sitzes nach 
Italien zu bestätigen und die Sitzangabe im Handels­
register entsprechend zu ändern . Der Antrag war mit 
der Begründung abgelehn t worden, dass eine in Un­
gam g gründete Gesellschaft nach geltendem ungari­
schen Recht ihren , itz nicht unrer Beibehaltung des 
ungarischen Personalstatuts ins Ausland verlegen 
könne. 

2.2. Der EuGH entschied in diesem Vorabent­
scheidungsverfah ren, das die Art 43 und 48 E 
beim gegenwärtigen Stand des Gemeinschaftsrech ts 
dahin auszulegen iod, dass s.ie Rechtsvorschriften ei­
nes Mitgli dst-aat nicht emgegenstehen, die es einer 
nach dem nationalen Reche dieses Mitgliedstaa ts ge­
gründeren Gesellschaft verwehren, ihren Sitz in. einen 
anderen Mi rgliedstaat zu verlegen und dabei ihre i­
genschaft als escllschaft des nationalen Rechts des 
Mi tgliedsraats, nach dessen Rech t sie gegründet 
wurde, zu behalten. ( . .. ) 

2.4. D ie Emscheidw1g de EuGH im FalJ Car­
tesio berraf zwar keine Yedegung des sa<Lung mäßi­
gen S.i r~es, sondern dc tat ächlichen Verwaltung -
sitz (13urgstalter/Pilgerst01for in j abornegg/Artmann, 
UG B2 § 13 Rz 23). Der Eu H deutete allerdings 
an, dass die Sitzverlegung unter gleichzeitiger "Um­
wandlung" in eine Gesellschaftsform des Zuzugs­
staats nicht beschränkt werden dürfe, wenn nicht 
zwingende Grü.nde des Al lgemein.in ter~es dagegen 
sprächen. Der EuGH verwendet im Ü brigen n icht' 
den Begri ff "Sarzungssicz" oder "Verwalm ngss i.['l,", 
sondern srcllt gru1Z allgemeiu darauf ab, dass "eine 
Gesellschaft ( ... ) verlegt" werde ( ... ). 

3.1 In der E des EuGH v 12. 7. 2012, C 378/10, 
Vale war eine nach italienischem Recht gegründete 
GmbH zu beurteilen, die im italienischen Handelsre­
gister im H inblick auf ih re Absiehe, ihren it'l. und 
ihre Tätigkeit nach U ngarn zu verlegen un.d ih re Tä­
tigkeit in lrali.en einzustellen, gelöscht worden war. 
Da die ursprünglich in Iralien nach iralien ischem 
Recht geg~:ündere e eilschafL beschlossen hatte, ib-
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renSitz nach Ungarn zu verlegen und dort nach un­
garischem Recht tätig zu werden, hatten der Ge­
schäftsführer der Vale Costruzioni und eine weitere 
natürliche Person in Italien den Gesellschaftsvertrag 
der Vale Epitesi Kft (einer Gesellschaft mit beschränk­
ter Haftung ungarischen Rechts) geschlossen, um 
ihre Eintragung in da ungarische Handelsregister 
zu erwirken. 

3.2. Der Vertreter der Vale Epitesi hatte beim 
ungarischen Handelsregistergericht die Eintragung 
der Gesellschaft nach ungarischem Recht beantragt 
und die Vale Costruzioni als Rechtsvorgängetin an­
gegeben. Der Zurückweisungsbeschluss des Ge­
richts erster Instanz war mit der Begründung bestä­
tigt worden, dass eine in Italien gegründete und 
eingetragene Gesellschaft aufgrw1d der in Ungarn 
geltenden Rechtsvor chriften für Gesel l chafcen ih­
ren Gesellschafts itz nichr nach Ungarn verlegen 
und sich nicht in der beantragten Form eintragen 
lassen könne. Eine nicht ungarische Gesellschaft 
könne nicht als Rechtsvorgängeein eingetragen wer­
den. 

3.3. Der EuGH sprach im über Antrag des unga­
rischen OGH eingeleiteten Vorabentscheidungsver­
fahren aus, dass die Art 49 und 54 AEUV im Kon­
text einer grenzüberschreitenden Umwandlung einer 
Gesellschaft dahin auszulegen seien, dass der Aufnah­
memitgliedstaat befugt sei, das für einen solchen 
Vorgang maßgebende innerstaatliche Recht festzule­
gen und somit die Bestimmungen seines nationalen 
Rechts über innerstaatliche Umwandlungen anzu­
wenden, die wie alle Anforderungen an die Erstel­
lung einer Bilanz und eines Vermögensverzeichnisses 
die Gründung und die Funktionsweise einer Gesell­
schaft regeln. Der Äquivalenz- und der Effektivitäts­
grund atz verwehrten es jedoch dem Aufnahmemlt­
gliedstaat, bei grenzüberschreitenden Umwandlun­
gen die Eintragung der die Umwandlung bean­
tragenden Gesellschaft als Rechrsvorgängerin" zu 
verweigern, wenn eine solche Eintragung der Vor­
gängergesellschaft: im Handelsregister bei innerstaat­
liehen Umwandlungen vorgesehen sei, und sich zu 
weigern, den von den Behörden des Herkunftsmit­
gliedsraats ausgestellren Dokumenten im Verfahren 
zur Eintragung der Gesellschaft gebührend Rech­
nung zu tragen (Rz 62). ( ... ) 

6. ( ... ) Zusammenfassend können Gesellschaf­
ten, die nach dem Recht eines anderen EWR-Ver­
tragsstaats gegründet wurden, sich in eine österr Ge­
sellschaft identitätswahrend umwandeln, wenn zu­
gleich der Verwaltungssitz nach Österreich verlegt 
wird, die Gesellschaft sämtliche Voraussetzungen 
erfüllt, die nach dem Recht des Wegzugsstaats für 
eine solche Umwandlung bestehen, und die Gesell­
schaft die Anforderungen an eine österr Gesellschaft 
(insb in Bezug auf Satzung, Kapitalausstattung, Or­
ganbesetzung) erfüllt (Eckert, GesRZ 2009, 139 
[154]; zur Satzungsänderung noch nach ausländi­
schem Recht auch Schopper!Skarics, NZ 2012, 321 
[329]). 

7 .1. Schon letzteres Erfordernis ist im vorliegen­
den Fall nicht erfüllt. Der Gesellschaftsvertrag einer 
OG oder KG kann zwar nach österr Recht formfrei, 
und zwar auch mündlich oder sogar konkludent ge-

schlossen werden. ( ... ) Der Abschluss eines derarti­
gen Gesellschaftsvertrags muss aber konkret behaup­
tet und sofern das Firmenbuchgericht dies im Rah­
men seiner umfassenden Prüfungspflicht verlangt 
auch bescheinigt werden. Der allein vorgelegte Ge­
sellschafterbeschluss v 11. 4. 2013 genügt diesem 
Erfordernis jedenfalls nicht. Darin wird vielmehr, 
wie die Vorinstanzen zutreffend erkannten (§ 510 
Abs 3 ZPO), lediglich die Absicht geäußert, dass 
der Sitz nach Österreich verlegt werden soll. Sonst 
enthält die Urkunde nur die Veräußerung eines Teils 
des Geschäftsanteils des U*I* an der D* S.A.S. *. Die 
Gesellschafter beziehen sich in Art 3 des Gesell­
schaftsvertrags evident auf italienische Rechtsvor­
schriften; außerdem ist die Gesellschaft durchgehend 
unverändert als "D* S.A.S." bezeichnet. Dem Gesell­
schaftsvertrag ist nicht ansatzweise zu entnehmen, 
dass die Gesellschafter bereits mit diesem Vertrag 
die Umwandlung in eine österr Kommanditgesell­
schaft: (nicht bloß ankündigten, sondern) vornehmen 
wollten. 

7.2. Auch das diesbezügliche Vorbringen ist wie 
gleichfalls die Vorinsranzen zurreffend erkannten wi­
dersprüchlich. E inerseit ist davon die Rede, dass die 

arzung hiemit den Mindesranforderungen des österr 
Rechts angcpas c worden sei, andererseits, dass die 
Funktionsweise der D* S.A.S. in der Folge nach ös­
terr Recht geregelt werden solle und dass die be­
absichtigte Fassung des Gesellschaftsvertrags nach 
Durchführung der Sitzverlegung den Geschäftssitz 
in * sowie die entsprechende Änderung der Firma 
in "D* KG" vorsehe. Der Gesellschafterbeschluss v 
11. 4. 2013 sei dem Unternehmensregister Neapel 
mit dem Hinweis überreicht worden, dass die Gesell­
schaft beabsichtigte, sich dem österr Recht zu unter­
werfen. Dass die behauptete Satzungsanpassung so­
wie Firmenänderung bereits erfolgt sei, ist der vorge­
legten Urkunde v 11. 4. 2013 in keiner Weise zu 
entnehmen. ( ... ) 

8.1. Weitere Voraussetzung der Sitzverlegung ei­
ner ausländischen Gesellschaft nach Österreich ist 
nach dem Gesagten, dass die Herkunftsrechtsord­
nung eine derartige Sitzverlegung ohne Liquidation 
zulässt. Nach § 4 Abs 1 IPRG ist zwar das fremde 
Recht grundsätzlich von Amts wegen zu ermitteln 
(vgl nur Verschraegen in Rummel, ABGB3 § 4 IPRG 
Rz 1). Allerdings hat der OGH in der E 6 Ob 226/ 
09 t bereits ausgesprochen, dass die Parteien im Fir­
menbuchverfahren in Ansehung der Ermittlung aus­
ländischen Rechts eine verstärkte Mitwirkungspflicht 
trifft. Soweit daher im vorliegenden Fall italienisches 
Recht maßgeblich ist, ist es Sache der Einschreiterin, 
diesbezügliche Nachweise dem Firmenbuchgericht 
vorzulegen. 

8.2. Nach Auffassung der Vorinstanzen ist nicht 
nachgewiesen, dass nach italienischem Recht in der 
vorliegenden Konstellation eine Satzungssitzverle­
gung ohne Liquidation möglich ist. Die Eintragung 
der "aufschiebenden Bedingung" in das italienische 
Handelsregister unter Anführung von Neapel als Sitz 
der Gesellschaft reiche allein nicht als Nachweis, dass 
der Wegzug der Gesellschaft aus Italien ohne Liqui­
dation zulässig ist. Dieser Rechtsansicht tritt der Re­
visionsrekurs nicht entgegen. (. .. ) 



Anmerkung: 
I. Der OGH konnte- soweit ersichtlich- erstmals zur 
Frage einer grenzüberschreitenden Sat:ungssitzv.erle­
gung, hier eine sog "Hereinumwandlu~g , entsck.ezd~n. 
Bemerkenswert ist mE auch, dass er dze hauptsach!tch 
zu Kapitalgesellschaften entwickelte EuGH-Rsp u.nmit­
telbar auf Personengeseltschafmz anwendet. Dem zst volt 
und ganz zuzustimmen. 

Der OGH folgt der durch den EuCH über die Jahre 
gebildeten Linie zum Europäischen Gesett:chaftsrecht 
mit ausf Zitaten aus dieser Rsp; demnach gzlt: 

Eine Ces kann (freilich nur im Binnenmarkt des -
aus der EU plus Island, Norwegen und Liechtenstein 
bestehenden - EWR) 
• identitätswahrend ( dh ohne Neugründung) und 
• ohne Liquidation 

ihren Satzungssitz über die Grenze hinweg verlegen 
und die Eintragung in das Register des Zuzugsstaats be­
gehren. Voraussetzung ist, dass gleichzeitig auch der Ort 
der Hauptverwaltu.ng verlegt wird. 

Dazu muss die Ces 
• die nach dem Recht des Wegzugsstaats (hier Italien) 

for eine solche " Umwandlung_" bestehe~den ~or­
schriften erfülten (diese sind untonsrechtlzch wettest­
gehend zulässig, vgl EuCH_ I~ I~. 2008, C-~~0/ 
06, Cartesio: die Zwangslzquzdatzon darf frez!tch 
nicht verlangt werden; zusammenfassend zur Weg­
zugs-judikatur des EuCH vgl Brugger in Gruberl 
Harrer, GmbHG § I07 Rz I25-I28, zur Weg­
zugs-Besteuerung weiters Rz I29 und EuCH 
29. II. 2011, C-37IIIO, National Grid Indus) 
und 

• im Zuzugsstaat (hier Österreich), der den Zuzug 
nicht grds verhindern darf (EuCH I2. 7. 20I2, 
C-3 78110, Vale; das übersieht das ErstG vo'llig), 
die Anforderungen an die strukturell äquivalente 
Gesellschaftsform (hier S.A.S./KG), insb in Bezug 
auf Satzung, Kapitalausstattung, Organbese~ung, 
erfüllen (zusammenfassend zur Zuzugs-judzkatur 
des EuCH vgl Brugger in Gruber/Harrer, GmbHG 
§ I07 Rz 24-25). Dies ist im Firmenbuchantrag 
konkret zu behaupten (und, sofern das Firmenbuch­
gericht dies im Rahmen seiner um~s:enden Prü­
fungspflicht verlangt, auch zu beschezmgen). 
2. Im Anlassfalt der Sitzverlegung von Neapel nach 

Kaprun lag genau hier das - nicht rechtliche, sondern -
faktische Problem. Denn die S.A.S. änderte den Gesell­
schaftsvertrag vor der Firmenbuchanmeldung eben 
nicht dahin, dass sie 

• nun KG als Rechtsformbezeichnung im Firmen-
wortlaut tragen soll und .. 

• nun den Sitz in einem Ort in Osterreich habe und 
• nun der Geseltschaftsvertrag österr Gesellschaftsrecht 

tmterliege und 
• dessen Anforderungen, soweit sie zwingenden Rechts 

sind, entspreche (keine freie Rechtswahl, vgl Brugger 
in Gruber/Harrer, GmbHG § 107 Rz I8-I9; 
tw aA Eckert, Internationales Gesellschaftsrecht 
232-394). 
Vielmehr sollte im Anlassfall nach dem Anmelde­

Vorbringen diese GeseLlschaftsvertmg,ränderung erst 
nach der Firmenbucheintragung beschlossen werden 
(arg "beabsichtigte Fassung" des Gesellschaftsvertrages) 
und der dem Filmenbuchgericht vol'gelegte Gesell­
schaftsvertrag bezog sich nach wie vor auf i~alier:isches 
Recht. Aufgrund dieser Umstände konnte dze Fzrmen­
bucheintragung tatsächlich nicht gelingen. Der E ist so­
mit voll zuzustimmen. 

3. Nur die Ansicht des ErstG, die Anmelder hätten 
nicht (nicht ausreichend) nachgewiesen, dass der Weg­
zug der GeJ aus ltalim ohne Liquid~tion zuliis_sig .sei, 
geht mE ins Leere, denn Italien dmf dte Zwangs~tquida­
tion scho11 gem EuCH Cartesio (dort Rz 113) mcht ver­
langen. Der OGH geht leid~r nich~ näher tftt"~uf ein, 
srmdern verweist nur auf dte verstarkte Mttunrkungs­
pjlicht d~· Einsehreiter zum Nacht~eis ausl Rechts und 
weiters darauf;' dr.m die Einsehreiter diese (mE falsche) 
Rechtsansicht im Revisionsrekurs nicht bekämpft haben. 
Übrigens kam es bei einem nahezu identen Parallelfall 
(FN 416543p, atzungssitzverlegung einer KG von 
Südtirol nach Nordtirol) jedenjälls problemlos (auf Basis 
einer Bescheinigung des italienischen Notars über das 
italienische Recht) zur Eintragung. Die grenzüber­
schreitende Sitzverlegzmgfimktioniert also in der Praxis. 

Trotzdem gibt es bisweilen den Rrif nach cindeu~­
gen gesetzlichen Normen fiit die Sitzverlegung, um du 
(aber mE höchstem ptmktuelL bestehenden) Unncher­
heiten zu verringern. 

4. Soweit der OGH (in Pkt I.2. der E) und das von 
ihm zit ErstG vom "Gemeinschaftsrecht" sprechen, ist 
wohl das Unionsrecht gemeint, denn mit dem am 
I3. I2. 2007 abgeschlossenen Vertrag von Lissabon ist 
seit I. I2. 2009 das Gemeinschaftsrecht zum Unions­
recht geworden; nur in früheren Rechtsakten wird daher 
noch von Gemeinschaftsrecht gesprochen. 

Walter Brugger 
Hon.-Prof. RA Dr. Wnlter Brugger ist Gründungspartner von Dorda Brug­
ger Jordis Rechtsanwälte GmbH, Wien, und im Gesellschafts- und Wett­
bewerbsrecht tätig. 

Neuer Geschäftsführer: Anmeldung zur Eintragung im FB 
DieAusnahrnebestirnrnungdes§ 17 Abs 2GrnbHG, Aus der Begründung: 
wonach das Gesetz auch dem abberufenen oder zu- ( ... ) 3.1. Gern § 17 Abs 1 GmbHG ind die jew~!li­
rückgetretenen Geschäftsführer noch eine Anrn.~ld:- gcn Geschäftsführer und das Erl?schen oder die An­
legitimation zuerkennt, bietet keine Grundlage.fur et- derung ihrer Verrrecw1g befugnJs. ohne Verzug :um 
nen Analogieschluss dahingehend, dass auch em neu FB anzumelden. Oie Anmeldung ISt von den aktiVen 
bestellter, aber noch nicht vertretungsbefugter Ge- Geschäftsführern in vertretungsbefugter Anzahl be­
schäftsführer zur Anmeldung seiner Eintragung legiti- glaubigt zu unterzeichnen (Petrasch/ Verweijen in 
miertwäre. Straube, GrnbHG3 § 17 Rz9 und 12). Gern§ 17 

Abs 2 GrnbHG kann das Erlöschen der Vertretungs­
befugnis auch vorn abberufenen oder zurückgetrete­
nen Geschäftsführer angemeldet werden. 

GESELLSCHAFTS­
RECHT 

§§ 15, 17 Abs 1 
GmbHG; 
§ 62Abs 1 
AußStrG 

OGH 13. 3. 2014, 
60b26114p 
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